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PerE-M
ail

Bundesm
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fürJustiz

An
das
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P
räsidium

des
N
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Betr.:
Zahlungsverzugsgesetz

-ZV
G

Bezug:
IhrE-M

ailvom
29.

Februar2012,
G

Z:Z7.052/0018-I
2/2011

Sehrgeehrte
D

am
en

und
H

erren!

D
er

H
auptverband

derösterreichischen
Sozialversicherungsträger

nim
m

tw
ie

folgt Stellung:

Aufgrund
der

Verw
endung

zahlreicher
unbestim

m
ter

G
esetzesbegriffe

iste
i

ne
Erhöhung

der
R

echtsunsicherheitaller
im

G
eschäftsverkehr

m
aßgeblich

beteilig

ten
Personenkreise

zu
erw

arten.
Es

sollten
präzisere

Bestim
m

ungen
geschaffen

w
erden,

an
H

and
deren

es
auch

leichterw
äre,

allfällige
Ausw

irkungen
abzuschätzen.

Zu
A

rt.
1

Z
4—

~9O
7aA

B
G

B

D
ie

Beiträge
zur

Pflichtversicherung
sind

derzeitgem
äß§

58
ASVG

unaufge

fordert
an

den
zuständigen

Träger
der

Krankenversicherung
einzuzahlen.

W
eiterge

hende
Buchungsregeln

kennt
das

ASVG
nicht,

w
eshalb

in
der

Praxis
auf

die
Be

stim
m

ungen
des

ABG
B

zurückgegriffen
wird.

In
§

907a
Abs.

1
ABG

B
soll

nun
als

dispositive
G

rundregel
die

Barzahlung

norm
iert

bleiben,
w

ovon
der

G
läubiger

(=
der

beitragseinhebende
K

rankenversiche

rungsträger)
abw

eichen
kann,

indem
er

die
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langt.
Laut

den
Erläuterungen

stellt
dies

ein
G

estaltungsrecht
dar

und
kann

som
it

ohne
vertragliche

Vereinbarung
ausgeübt

w
erden,

es
m

uss
dem

Schuldner
jedoch

zurKenntnis
gelangen.

Füröffentlich-rechtliche
Zahlungen

istdas
höchstunpraktikabel.

Barzahlung
ist

kein
sinnvoller

W
eg

m
ehr,

vgl.
die

Vorgangsw
eise

anderer

Staaten,
in

denen
Barzahlung

ab
gew

issen
G

renzen
(die

beiSV-Beiträgen
oft

über

schriften
w

ürden)
sogar

verboten
w

urde
(zur

Einschränkung
der

G
eldw

äsche
bzw.

Schw
arzgeldverw

endung).

In
der

Praxis
erfolgtdie

Bezahlung
der

Beiträge
unproblem

atisch
fast

durch

w
egs

m
it

Überw
eisung

oder
Einzug

im
Bankverkehr.

Es
istdavon

auszugehen,
dass

die
Beitragsschuldner

diese
Artder

Bezahlung
auch

künftig
w

ählen
w

erden
und

so

m
iteine

w
irtschaftlich

sinnvolle
Vorgangsw

eise
w

ählen.

Sollte
der

Entw
urf

bestehen
bleiben,

w
ird

er
daher

zu
einer

R
eihe

von
B

e

gleitnovellen
anderer

G
esetze

führen,
in

denen
bargeldlose

Zahlung
ausdrücklich

vorzusehen
w

äre.

Für
Fälle,

in
denen

beim
Bezug

von
G

eldleistungen
Barzahlung

verlangt

bleibt,
w

ird
es

für
grö

ßere
O

rganisationen
(und

dam
it

auch
die

Sozialversicherung)

w
eiters

w
esentlich

w
erden,

dass
nurder

H
auptsitz

als
O

rtder
N

iederlassung
im

S
in

ne
§

905
Abs.

1
ABG

B
angesehen

wird
und

nicht
auch

einzelne
A

ußenstellen
(B

e

zirksstellen,
Büros),

in
denen

ansonsten
eigene

B
arzahlungs-(K

assenschalter-)B
erei

che
sam

t
allen

einschlägigen
Sicherheitsvorkehrungen

einzuführen
w

ären.
Bisher

w
ar

es
Linie

des
W

irtschaftslebens,
Bargeldhandhabung

einzuschränken,
aus

S
i

cherheits-,
Transparenz-

und
Effizienzgründen.

N
unm

ehr
soll

bundesgesetzlich
w

ie

der
ein

gegenteiliger
W

eg
eingeschlagen

w
erden?

D
iese

Sichtw
eise

hätte
einen

-

den
Sparauftrag

und
die

Verw
altungsefflzienz

konterkarierenden
—

sinnlosen
V

erw
al

tungsm
ehraufw

and
zur

Folge.
Bargeldlose

Zahlung
hätte

Vorrang
zu

haben.
D

ies

w
äre

im
G

esetzestext
klarzustellen

(ein
entsprechender

H
inw

eis
auf

das
Verlangen

nach
Bargeldzahlung

in
der

Erreichbarkeitskundm
achung

nach
§

13
AVG

w
äre

unse

rer
Einschätzung

nach
nicht

ausreichend,
w
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es
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um
eine

verfahrens

rechtliche
N

orm
handelt).
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Zu
A

rt.2
Z

4
und

A
rt

3—
~456

U
G

B
und

§49a
ASG

G

D
er

Satz
fürVerzugszinsen

füraushaftende
Sozialversicherungsbeiträge

b
e

trägt8
Prozentpunkte

überdem
jew

eils
am

31.
O

ktoberdes
Vorjahres

geltenden
B

a

siszinssatz
(vgl.

§
59

Abs.
1

ASVG
,

dzt.
8,38

%
).

Nach
der

geplanten
R

egelung
des

§
456

U
G

B
bzw.

§
49a

ASG
G

kom
m

tein
Verzugszinsensatz

von
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Prozentpunkten
über

dem
Basiszinssatz
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it
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%
)
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Anw

endung.
D
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V
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w
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Verbindlichkeiten
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bedienen
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Sozialversicherungsbeiträge
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öffentlich-

rechtliche
Forderungen

rechtzeitig
zu
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Solche
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irtschaftlich
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e

trachtet
nachvollziehbare)

Tendenzen
sind
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m

er
w

ieder
erkennbar

und
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publiziert.Sozialversicherungsbeiträge
sind

in
der

Regel
unternehm

erische
V

erbind
lichkeiten.

Es
sollte

daher
derVerzugszinsensatz

für
Sozialversicherungsbeiträge

an

den
Verzugszinsensatz

nach
U

G
B

angepasstsein.

D
er

Begriffder„Verantw
ortlichkeit“

im
letzten

Satz
dieser

Bestim
m

ung
istu

n

klar.
Im

Interesse
der

R
echtssicherheit

und
der

Verw
endung

einheitlicher
und

klar

determ
inierter

Begriffe
sollte

sohin
der

erste
Teildes

letzten
Satzes

w
ie

folgt
lauten:

„W
enn

derSchuldnerdie
V

erzögerung
nichtschuldhaftherbeigeführthat

D
ie

in
den

Erläuterungen
klarzum

Ausdruck
kom

m
enden

R
echtsunsicherhei

ten
des

G
esetzgebers

sollten
—

ungeachtet
der

beim
EuG

H
angesiedelten

A
usle

gungshoheit
—

nichtzu
Lasten

der
R

echtsanw
ender

(aufG
läubiger-

w
ie

aufS
chuld

nerseite)
aufSelbige

überw
älztw

erden.
Fürdas

praktische
W

irtschaftsleben
m

üssen

klare
R

ahm
enbedingungen

vorhanden
sein,

es
darf

nicht
auftheoretische

G
esichts

punkte
verw

iesen
w

erden.
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A
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1
und

2
U

G
B

D
ie

Festlegung
einer

zw
ingenden

gesetzlichen
Zahlungsfrist

ist
als

über

schießender
Eingriffin

die
Privatautonom

ie
grundsätzlich

abzulehnen.
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U
ngleich-

behandlung
von
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und
U
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—
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H
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auf
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—
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Jedenfalls
istdavon

auszugehen,
dass

die
vorgesehene

Frist
erst

nach
voll

ständiger
und

geprüfter
Abnahm

e
der

Leistung
beginnen

kann
(Erläuterungen

zu

§
457

Punkt3).
D

er„R
egelrahm

en“
von

30
Tagen

w
äre

ansonsten
bereits

beidurch
schnittlich

kom
plexen

Leistungen,
die

ein
m

ehrstufiges
Verfahren

der
Leistungs-

und

R
echnungsprüfung

—
teilw

eise
unter

Einbeziehung
externer

Sachverständiger
—

e
r

fordern,
nichtausreichend.

A
ußerdem

kom
m

en
derzeitinsbesondere

beiBauleistungen
fürSchluss-

und

Teilschlussrechnungen
Zahlungsfristen

von
bis

zu
drei

M
onaten

zur
Anw

endung.
In

diesem
Zusam

m
enhang

sei
aufdie

Ö
N

O
R

M
B

2110
—

Allgem
eine

V
ertragsbestim

m
ungen

für
Bauleistungen

—
W

erkvertragsnorm
,

Punkt8.4.1,
w

elcherdie
Fälligkeiten

regelt,
verw

iesen.
Es

istanzunehm
en,

dass
diese

R
egelungen

aufgrund
tatsächlicher

N
otw

endigkeiten
vorgenom

m
en

w
urden.

Zudem
sind

die
Voraussetzungen

für
die

zulässige
Inanspruchnahm

e
der

längeren
Frist

äußerst
unklar,

insbesondere
ob

im
Bereich

der
Sozialversicherung

auch
Verträge

m
it

Vertragspartnern
des

G
esundheitsw

esens
(~

338
ASVG

,
diese

fallen
unseres

Erachtens
grundsätzlich

unter
die

gegenständlichen
Bestim

m
ungen

und
sehen

in
der

R
egel

längere
Zahlungsfristen

vor)
darunter

subsum
iert

w
erden

können.

Zu
A

rt.
2

Z
4

-~
4

5
8

U
G

B

Beivielen
auch

nurdurchschnittlich
kom

plexen
Leistungen

(w
ie

z.
B.

die
B

e

schaffung
von

lT-System
en,

die
die

Übernahm
e

von
D

atenbeständen
aus

dem
S

ys

tem
des

Auftraggebers
erfordern),

wird
die

30-tägige
Frist

unzureichend
sein.

D
ie

A
bnahm

e
einer

Leistung
setzt

zudem
oftm

als
eine

entsprechende
Leistung

und
M

it

w
irkung

des
Auftragnehm

ers
voraus.

U
nklar

ist
in

diesem
Zusam

m
enhang,

w
as

gilt,

w
enn

die
Abnahm

ekriterien
in

der
regulären

oder
ausdrücklich

vorgesehenen
länge

ren
Fristvom

Auftragnehm
ernichterfülltw

erden
können.

§
458

erster
Satz

sprichtvom
„Em

pfang
der

W
are“

bzw.
der

„Erbringung
der

D
ienstleistung“.

Es
geht

also
—

w
endet

m
an

die
D

iktion
des

Vergaberechts
an

—
um

Liefer-
und

D
ienstleistungsaufträge,

w
odurch

nach
dem

W
ortlaut

„Bauaufträge“
als

nicht
erfasst

angesehen
w

erden
könnten.

Da
dies

aber
w

ohl
nicht

beabsichtigt
ist,

gehen
w

irdavon
aus,

dass
diese

Fristen
auch

fürBauleistungen
gelten

und
ersuchen

um
entsprechende

Klarstellung.
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Im
Übrigen

gehen
—

w
ie

bereits
zu

§
457

UG
B

bezüglich
derZahlungsfristen

angem
erkt

—
die

Abnahm
e-

und
Überprüfungsfristen

insbesondere
auch

für
B

auleis

tungen
an

derR
ealitätvorbei.

Anzum
erken

ist,
dass

anders
als

im
§

457
UG

B
hier

keine
ausnahm

sw
eise

m
axim

alzulässige
Frist

angegeben
ist,

die
Erläuterungen

erklären
jedoch

eine
100-

tägige
Fristfürunzulässig.

W
eiters

w
ird

w
äre

in
H

inblick
aufden

unbestim
m

ten
Begriff„grob

nachteilig

fürden
G

läubiger‘im
Interesse

der
R

echtssicherheitdas
Anführen

von
Fallkonstella

tionen
w

ünschensw
ert.

G
rob

nachteilig
w

äre
jedenfalls

jede
Situation,

in
der

auch

nach
objektiverBeurteilung

eine
sachgerechte

(nichtbloßüberblicksm
äßige)

Prüfung

der
erbrachten

Leistung
(Testung

einer
Softw

are
anhand

realerAnforderungen
usw.

einschließlich
der

D
okum

entation)nichtvollständig
m

öglich
w

ürde.

Z
uA

rt.2Z
4—

~
459IJG

B

§
64

Abs.4
ASVG

begrenztden
Kostenersatz

derzeit
m

it0,5
%

‚
m

indestens
€

1,45.
D

iese
Bestim

m
ung

w
äre

ebenso
w

ie
beiden

Verzugszinsen
anzupassen,

um

unerw
ünschte

Benachteiligung
öffentlich-rechtlicher

Forderungen
zu

verhindern.

Z
u

A
rt.2

Z
4

-~
4

6
O

tJG
B

D
erVerw

eis
aufdie

Auslegungshoheitdes
EuG

H
und

die
bloße

Übernahm
e

des
Begriffes

„grob
nachteilig“

ist
unter

dem
G

esichtspunktder
R

echtssicherheit
u

n

erfreulich.
Auch

die
Kriterien

des
Abs.2

bieten
aufgrund

deren
überw

iegend
unbe

stim
m

ter
und

allgem
ein

gehaltener
Form

ulierung
keine

geeignete
H

ilfestellung.

itfreundlichen
G

rüßen
~rden

H
auptverband:
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